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Entwurf der Novellierung des Begriinungsortsgesetzes fiir die Stadtgemeinde Bremen
(BegriinungsOG)

a) Bewertung der wesentlichen Einwendungen

b) Kenntnisgabe der Anderung des Gesetzentwurfes nach Durchfithrung des Anhérungs-
verfahrens (Fassung vom 16. November 2022)

c¢) Maoglichkeit zur Stellungnahme hinsichtlich des nachtraglich eingefiigten Anpassungs-
verlangens nach § 8 Absatz 2 fiir bestehende Freiflachen bis Freitag, 2. Dezember 2022

Sehr geehrte Damen und Herren,

sofern Sie sich bereits gedufRert haben, mdchte ich mich fir lhre Anmerkungen und Einwendungen
zum Entwurf der Neufassung eines Ortsgesetzes Uber die Begriinung von Freiflachen und Flach-
dachflachen in der Stadtgemeinde Bremen (Begriinungsortsgesetz Bremen, Stand 20. Mai 2022) im
Rahmen des vom 4. Juli bis zum 2. September 2022 durchgefiihrten Anhérungsverfahrens bedan-
ken.

Nach Abstimmung mit der Ressortleitung und Vertretern der Koalitionsfraktionen méchte ich Sie mit
diesem geblndelten Antwortschreiben Uber die Auswertung der Anhoérung, die erfolgten Anpassun-
gen im Gesetzentwurf nach Anhdérung und das weitere Vorgehen informieren.

Zusammenfassend ist festzustellen, dass der vorgelegte Gesetzentwurf zur Anderung des Begrii-
nungsOG auf ein ,geteiltes Echo“ gestolien ist. Wahrend die Naturschutzverbande, Verbande ,gri-
ner“ Berufe und die meisten Stadtteilbeirdate den Regelungsinhalt im Wesentlichen begrifRen, wer-
den insbesondere von der Bau- und Wohnungswirtschaft, der Handelskammer, dem Senator fir
Wirtschaft, Arbeit und Hafen und Immobilien Bremen erhebliche Bedenken gegen die Nachschar-
fung erhoben. Dariber hinaus sind von vielen Stellen konkrete Nachbesserungsvorschlage sowie
Verstandnisfragen vorgetragen worden.
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Nachfolgende im Wesentlichen gleichlautende Einwendungen wurden von diversen Stellen vorgetra-
gen und sollen gebundelt beantwortet werden:

1.  Allgemeines:

1.1 Die beabsichtigten Regelungsinhalte werden zwar fiir sinnvoll gehalten, sollten aber
aufgrund der momentan durch diverse Faktoren verursachten Kostensteigerungen am
Bau nicht umgesetzt werden.

Antwort SKUMS: Die beabsichtigte Nachscharfung des Gesetzes ist ein Baustein im Rahmen
der Klimaanpassungsstrategie des Senats. Die aktuellen Uberproportionalen Kostensteigerun-
gen am Bau sind bedauerlich, werden aber in der Gesamtbetrachtung als voribergehend ein-
gestuft. Der Klimawandel hingegen ist ein dauerhafter Zustand, dem mit wirksamen Maf3nah-
men entgegengesteuert werden muss, weshalb die beabsichtigte Nachscharfung keinen Auf-
schub zulasst.

1.2. Die Streichung der bisherigen Riickausnahmen fiir Wohngebaude mit dem Erschei-
nungsbild als Reihenhduser und fiir hallenartige Gebaude wird kritisiert.

Antwort SKUMS: Die Streichung der bisherigen Riickausnahmeprivilegien in § 1 Absatz 3
Nummer 3 und 4 a.F. noch in dieser Legislaturperiode war ausdricklicher Wunsch der Koaliti-
onsfraktion und soll mit dieser Novelle umgesetzt werden. Gleichwohl bleibt es weiterhin mdg-
lich, in besonders begriindeten Ausnahmefallen fir diese Gebaudetypen eine Abweichung
nach § 67 BremLBO i.V.m. § 5 des BegriinungsOG zu beantragen. Fur die Dachbegriinung
von Flachdachflachen hallenartiger Gebaude werden Erleichterungen direkt in § 4 Ansatz 1
Satz 3 normiert.

1.3 Das BegriinungsOG sollte in eine libergeordnete ,,Griinstrategie“ eingebettet werden,
die auch MaBRnahmen und Kapazitaten fiir eine Beratung und Kommunikation enthalt,
um eine wirkungsvolle Umsetzung des Gesetzes zu erreichen.

Antwort SKUMS: Bereits als Erganzung zum BegrinungsOG-2019 wurde im Jahr 2021 vom
Fachbereich Umwelt in Zusammenarbeit mit der Bremer Umweltberatung eine Broschire zur
umweltgerechten Gestaltung ,Bremer Vorgarten® herausgegeben. Fir weitergehende Aufkla-
rungs- und Beratungsgesprache steht der Fachbereich Umwelt zur Verfligung.

Die Anregung wird dariber hinaus im Rahmen des geplanten Runden Tisches ,Biodiversitats-
strategie®, zu dem fur Grin und Biodiversitat relevante Akteure eingeladen werden, aufgegrif-
fen.

1.4 Die Nachscharfung sei nur sinnvoll, wenn die zustandige Behorde auch entsprechende
Vollzugskontrollen durchfiihrt

Antwort SKUMS: Durch eine mittlerweile hdhere Sensibilisierung sowohl der Stadtbevolke-
rung als auch der Stadtteilbeirate ist mit einer Zunahme der Beschwerdelage zu rechnen. Zur
Wahrnehmung der Beratungs- und Vollzugsaufgaben ist deshalb ressortintern eine Personal-
aufstockung geplant.

Da es sich bei dem BegrinungsOG um eine ortsgesetzliche Regelung auf Grundlage der Er-
machtigung in § 86 Absatz 1 Nummer 6 BremLBO handelt, ist fur den Vollzug des Gesetzes
grundsatzlich die untere Bauaufsichtsbehoérde zustandig. Da die untere Bauaufsichtsbehdrde
im Rahmen ihrer originaren Aufgabenwahrnehmung jedoch keine zusatzlichen Kapazitaten fir
Beratungs- und Kontrollaufgaben zur Durchsetzung der Freiflachenbegriinung nach § 3 Ab-
satz 1 hat und es sich bei der Gartengestaltung neben Beratungsleistungen vor allem um re-
pressive Uberpriifungen handelt, die nicht Gegenstand der praventiven Priifung im Baugeneh-
migungsverfahren oder der Schlussabnahme sein kénnen, wurde der Gesetzentwurf um § 7
erganzt, der in Satz 2 klarstellt, dass die untere Naturschutzbehoérde die untere Bauaufsichts-
behdrde bei der Durchsetzung der Anforderungen dieses Gesetzes unterstitzen soll.
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Die Begriinung Offentlicher Gebaude der Stadtgemeinde Bremen solle im Sinne einer
Vorbildfunktion starker vorangetrieben werden, bevor das Gesetz fiir die Allgemeinheit
nachgescharft werde.

Antwort SKUMS: Entsprechende Begriinungsverpflichtungen sollen in die Baustandards fur
offentliche Gebaude aufgenommen werden, die aktuell vom Senator flr Finanzen Gberarbeitet
werden.

Teil 2 — Begriinung von unbebauten Freiflachen (§ 3)

2.1

2.2

2.3

Nachfragen zum Anwendungsbereich von § 3 Absatz 1

Antwort SKUMS: Die Vorschrift ist im Zusammenhang mit § 8 Absatz 1 BremLBO anzuwen-
den, der bereits festlegt, dass die Grundstiicksflachen von Baugrundstiicken, die nicht fir bau-
liche Anlagen genutzt werden (Freiflachen), nicht in einer die Wasserdurchlassigkeit wesent-
lich mindernden Weise befestigt werden durfen.

Hauptbetrachtungspunkt bei der Versiegelung von Béden sind Vollversiegelungen und Ver-
dichtung mit Befestigungsmaterial wie Pflaster, zementierte Fugen und grof3flachige Beschot-
terung. Die Vorschrift stellt in Ergdnzung zu § 8 Absatz 1 BremLBO klar, dass diese Freifla-
chen dauerhaft zu begriinen (Rasen) oder zu bepflanzen sind. Als Ergebnis der Anhdrung wird
direkt im Gesetz erganzend klargestellt, dass grof¥flachig angelegte Schottergarten unzulassig
sind.

Allerdings lasst das Gesetz eine abweichende Ausgestaltung dieser Flachen zu, sofern es sich
bezogen auf die Gesamtflache nur um ein geringfliigiges Ausmaf handelt (der Rechtspre-
chung folgend bis zu 10 Prozent), wobei unbebaute Freiflachen bis 10 m? grundsatzlich auller
Betracht bleiben, um je nach individuellem Bedurfnis der Nutzer befestigte Flachen z. B. fur
Muilltonnen oder zum Abstellen von Fahrradern schaffen zu kénnen. Ebenso wird es durch
diese Ausnahme mdglich, sich beim behoérdlichen Einschreiten auf widerrechtlich geschotterte
oder befestigte Flachen mit erheblicher Relevanz konzentrieren zu kénnen.

Die vorgenommene Begrunung oder Bepflanzung kann zu einem spateren Zeitpunkt wieder
entfernt werden, wenn die Freiflache fir eine zulassige bauliche Nutzung verwendet werden
soll.

Anpassung von Bestandsflachen nach § 8 Absatz 2

Auf nachtraglichen Wunsch der Koalitionsfraktion und der Ressortleitung ist in den Uberarbei-
teten Gesetzentwurf vom 16.11.2022 in § 8 Absatz 2 eine Ubergangsvorschrift eingefiigt wor-
den, wonach auch bestehende unbebaute Grundstlicksflachen spatestens bis zum 31. De-
zember 2026 den Anforderungen dieses Gesetzes entsprechen mussen und somit ggf. zu ent-
siegeln, entschottern und zu begriinen und / oder zu bepflanzen sind.

Da es sich bei dieser Anderung um einen Eingriff in den Bestandsschutz und somit eine
wesentliche nachtragliche Beschwer des angehorten Gesetzentwurfs in der Fassung
vom 04. Juli 2022 handelt, erhalten Sie mit diesem Schreiben die erneute Moglichkeit fiir
eine auf diese Anderung beschrinkte Stellungnahme bis zum 2. Dezember 2022.

Nachfragen zum Anwendungsbereich von § 3 Absatz 2

Antwort SKUMS: In der Vergangenheit sind Ermessensentscheidungen fur Befreiungen nach
§ 31 Absatz 2 BauGB fir die Uberschreitung der Baugrenze an die Bedingung gekniipft wor-
den, dass die Bauherrschaft sich bereit erklart, Teile der Hauptanlage oder verfahrenspflichti-
ger Nebenanlagen zu begriinen. Um diese Anforderung direkt einfordern zu kénnen, soll die
Vorschrift als Ergebnis der Anhérung mit folgendem Wortlaut umformuliert werden:

~Sofern nach §§ 62 bis 64a der Bremischen Landesbauordnung verfahrenspflichtige bauliche
Anlagen auf nicht (iberbaubaren Grundstiicksflachen errichtet werden sollen, sind diese auf
den betroffenen Grundstiicksflachen unter Berticksichtigung der Voraussetzungen des § 4 zu
begriinen oder einzugriinen. .

Uber einen méglichen Verzicht ist im Rahmen einer Abweichung einzelfallbezogen nach § 67
BremLBO i.V.m. § 5 des BegriinungsOG zu entscheiden.
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Im Umkehrschluss bedeutet dies, dass fir samtliche bauordnungsrechtlich verfahrensfreie
bauliche Anlagen, die im Aufzéhlungskatalog des § 61 Absatz 1 BremLBO genannt sind, eine
Begriinungsverpflichtung nicht besteht, wenn diese auf nicht Gberbaubarer Flache errichtet
werden (z.B. zulassige Gartengeratehauser etc.). Eine Begrinung oder Eingriinung auf freiwil-
liger Basis ist naturlich moglich.

Teil 3 — Begriinung von Flachdachflachen (§ 4)

31

3.2

3.3

3.4

Verpflichtende Begriinungsanforderungen werden kritisch gesehen und versperren For-
dermoglichkeiten auf freiwilliger Basis.

Antwort SKUMS: Die Begrinungspflicht flr Flachdachflachen ab 100 m? besteht schon seit
Inkrafttreten des BegriinungsOG-2019 und ist daher keine ,neue” gesetzliche Anforderung.
Das bestehende Forderprogramm schliel3t Dachflachen aus, bei denen es eine entsprechende
rechtliche Verpflichtung gibt, also beim Neubau. Ziel des Programms sind die Bestandsge-
baude um einen insgesamt hohen Grad an Dachbegriinungen in der Stadt zu erreichen.

Der auf 50 m? herabgesenkte Schwellenwert sei willkiirlich gewahit.

Antwort SKUMS: Der von 100 m? auf 50 m? herabgesetzte Schwellenwert fir die ver-
pflichtende Dachbegriinung knlpft an die bestehenden Flachenbeschrankungen fir verfah-
rensfreie Bauvorhaben im Aufzahlungskatalog nach § 61 Absatz 1 BremLBO an. Regelungs-
ziel ist, verfahrensfreie Bauvorhaben nicht von der Begriinungspflicht zu erfassen, um diese
auch zukunftig kostengunstig errichten zu kdnnen. So sind z.B. nach § 61 Absatz 1 Nummer 1
Buchstabe b) BremLBO Garagen einschlieRlich Gberdachter Stellplatze', wie ,Carports* bis
50 m? auch weiterhin verfahrensfrei.

Dem oder der Bauherrin ist es natrlich freigestellt, auch verfahrensfreie Bauvorhaben auf frei-
williger Basis zu begrinen oder einzugrinen.

Materielle Anforderungen an die Dachbegriinung

Antwort SKUMS: Die in § 4 Absatz 1 genannten konkreten Anforderungen an die Ausgestal-
tung der Dachbegriinung sind kritisch hinterfragt worden.

Im Gesetz bleibt die Grundanforderung bestehen, dass die durchwurzelbare Gesamtschichtdi-
cke mindestens 10 Zentimeter betragen muss. Die abweichende, erleichterte Anforderung fir
hallenartigen Gebauden, wonach dort geringere Schichtdecken zulassig sind, sofern die
durchwurzelbare Schicht mindestens 4 Zentimeter betragt und der Spitzenabfluss (Cs-Wert)
mindestens den Wert 0,6 erflllt, soll in § 4 Absatz 1 Satz 3 ebenfalls ablesbar bestehen blei-
ben und berlcksichtigt den ansonsten erhéhten baulichen Aufwand. Bei Einhaltung der dort
genannten Parameter ist es moglich, die gewunschten positiven Wirkungen von Dachbegru-
nungen mit einem vertretbaren Aufwand weitestgehend zu erreichen.

Anwendung des Gesetzes fiir real geteilte Reihenhduser und fiir Reihenhauser nach
WEG

Antwort SKUMS: WEG-Reihenhauser werden bauordnungsrechtlich als ein Gebaude be-
trachtet, wenn diese in baulicher Verbindung miteinander stehen. In diesem Fall wird die ge-
samte Dachflache aller Hausgrundstiicke (Grundsticksbezug) zugrunde gelegt, so dass auch
Flachdachflachen von WEG-Reihenhausern zukunftig zu begrinen sind.

Sofern bei real geteilten Reihenhausern die Flachdachflache je Grundsticke unterhalb des
Schwellenwertes von 50 m? liegt, bleibt es bei einer freiwilligen Dachbegrinungsentscheidung
durch den Eigentimer.

" In begrifflicher Auslegung sind hiervon auch lberdachte Fahrradabstellplatze bis 50 m? erfasst.
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Der Pflegeaufwand fiir begriinte Dachflachen sei erheblich und Schaden an darunterlie-
genden Dachflachen werden demzufolge erst sehr spat erkannt, was die Sanierungs-
kosten erhohe.

Antwort SKUMS:

Die erhdhten Aufwendungen flr die Pflege sind insgesamt vertretbar. Sie stehen mdglichen
Einsparungen bei der Niederschlagswassergebiihr gegenliber, gegebenenfalls entstehen auch
energetische Vorteile beim Heizen oder Kiihlen des betreffenden Gebaudes. Zudem schiitzt
eine Dachbegriinung den darunterliegenden Dachaufbau vor Witterungseinfliissen und kann
so die Lebensdauer erhéhen. Dachbegriinungen setzen eine fachgerechte Erstellung voraus
und flhren in diesem Fall nicht zu einem erhéhten Sanierungsaufwand.

Nachfragen zum Bestandsschutz nach § 4 Absatz 4 Nummer 1 bei bestehenden Flach-
dachflachen

Antwort SKUMS: Der im BegriinungsOG-2019 in § 1 Absatz 3 Nummer 1 festgeschriebene
Bestandsschutz fiir Ausbauten und Umbauten von Dachflachen an Gebauden, die mit Ablauf
des 22. Mai 2019 bestehen oder genehmigt sind, soll zunachst mit Ricksicht auf die aktuellen
Kostensteigerungen am Bau erhalten bleiben, wohl perspektivisch mit Ubernahme der Anfor-
derungen des BegriinungsOG in die BremLBO gestrichen werden, um auch die nachtragliche
Begrunungsverpflichtung fur Flachdachflachen dem mdglichen Anpassungsverlangen nach

§ 58 Absatz 4 BremLBO unterwerfen zu kdnnen. Dies gilt auch fur das Ruckausnahmeprivileg
des § 4 Absatz 4 Nummer 2 fir Stellplatze genutzte Teile von Flachdachflachen.

Es wird mit Bezug auf die Ausfihrungen zu Ziffer 2.2 an dieser Stelle nochmals darauf hinge-
wiesen, dass sich der Bestandsschutz des Gesetzes nur auf vorhandene Flachdachflachen
und nicht auf die Begriinungsverpflichtung nach § 3 Absatz 1 bezieht, wonach gemaR § 8 Ab-
satz 2 alle bestehenden Freiflachen spatestens bis zum 31. Dezember 2026 den Anforderun-
gen dieses Gesetzes entsprechen muissen.

Die derzeitige Wahimoglichkeit zwischen Begriinung und Photovoltaik auf Dachflachen
wird positiv bewertet. Jedoch sollte sowohl im Sinne des Klimaschutzes als auch hin-
sichtlich der Energiewende starker herausgestellt werden, welche Dachnutzung mit Pri-
oritat anzustreben ist.

Antwort SKUMS: Dem Verlangen wurde insoweit entsprochen, dass gemal § 4 Absatz 4
Nummer 3 folgende Regelung aus Grunden der Rechtssicherheit erganzt wurde:

,Die Absétze 1 bis 3 gelten nicht

... 3. wenn eine Verpflichtung zur Errichtung von Photovoltaikanlagen an denselben Flach-
dachflachen aus anderen Offentlich-rechtlichen Vorschriften besteht.*

Im Zweifelsfall und solange die rechtliche PV-Verpflichtung noch unklar ist, kdnnte man ent-

sprechend Ziffer 4 des ,Bremer Standards” der Solarnutzung der flachenmafige Vorrang vor
der Begrinung der Dachflachen gegeben werden, da die Grinfunktion auch an anderen Ge-
baudeteilen oder in der Freiflachengestaltung nach § 3 Absatz 1 in der Regel leichter als die

Solarnutzung umzusetzen ist.

Unter Berlicksichtigung der dargestellten Anderungen soll das Gesetzgebungsverfahren zeitnah fort-
gesetzt und noch in dieser Legislaturperiode abgeschlossen werden. Dartiber hinaus sollen die Re-
gelungsinhalte des BegriinungsOG perspektivisch in die Bremische Landesbauordnung Uberflhrt
werden, um die Rechtsanwendung zu erleichtern. Dort sollen dann ebenfalls vertretbare Anforderun-
gen an eine Vertikalbegrinung festgeschrieben werden.
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Nach Abstimmung mit der Ressortleitung erhalten Sie hiermit die Gelegenheit,

beschrankt auf das in § 8 Absatz 2 geplante Anpassungsverlangen
fiir bestehende Freiflachen

im Rahmen des angepassten Entwurfs der Neufassung eines Ortsgesetzes der Begrinung von Frei-
flachen und Flachdachflachen in der Stadtgemeinde Bremen (Begriinungsortsgesetz Bremen, Ande-
rungen nach Anhérung in der Fassung vom 16. November 2022)

spatestens bis zum 2. Dezember 2022
(mdglichst in elektronischer Form mit einem WORD-Dokument) Stellung zu nehmen.

Die kurze Fristsetzung bitte ich zu entschuldigen. Ebenfalls kann eine Fristverlangerung nicht ge-
wahrt werden, da der Gesetzentwurf am 9. Februar 2023 in den zustandigen Deputationen fir Mobi-
litat, Bau und Stadtentwicklung sowie am 15. Februar 2023 fiir Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft
und Tierdkologie behandelt werden soll.

Sofern mir eine Mailanschrift bekannt ist, sind die erforderlichen Unterlagen als Anlagen beigefligt,
ansonsten stehen diese auf der Ressorthomepage unter

http://www.bauumwelt.bremen.de/sixcms/detail.php?gsid=bremen213.¢c.3559.de

fur jedermann zum Download bereit.

Sofern weitere fachliche Fragen zum Gesetzentwurf bestehen, wenden Sie sich bitte an die zustan-
digen Kollegen des Fachbereichs Umwelt:

o hinsichtlich der Begriinung von Freiflichen nach § 3 an

Herrn Dirk Hurter Tel. 0421/361 - 159 81
Mail Dirk.Huerter@umwelt.bremen.de

o hinsichtlich der Begriinung von Flachdachflachen nach § 4 an

Herrn Bernd Schneider Tel. 0421/ 361-5536
Mail: Bernd.Schneider@umwelt.bremen.de

Mit freundlichen GriiRen

Im Auftrag

Melzer

Anlagen:

Anlage 1 Entwurf der Neufassung eines Ortsgesetzes Uber die Begriinung von Freiflachen und
Flachdachflachen in der Stadtgemeinde Bremen (Begriinungsortsgesetz Bremen),
Anderungen nach Anhdérung und rechtsférmlicher Prifung, Stand 16. November 2022

Anlage 2 Begriindung zum Gesetzentwurf

Anlage 3 Synopse BegriinungsOG-2019 / Entwurf Neufassung BegriinungsOG-2022
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	Da es sich bei dem BegrünungsOG um eine ortsgesetzliche Regelung auf Grundlage der Ermächtigung in § 86 Absatz 1 Nummer 6 BremLBO handelt, ist für den Vollzug des Gesetzes grundsätzlich die untere Bauaufsichtsbehörde zuständig. Da die untere Bauaufsic...
	1.5 Die Begrünung Öffentlicher Gebäude der Stadtgemeinde Bremen solle im Sinne einer Vorbildfunktion stärker vorangetrieben werden, bevor das Gesetz für die Allgemeinheit nachgeschärft werde.
	Antwort SKUMS: Entsprechende Begrünungsverpflichtungen sollen in die Baustandards für öffentliche Gebäude aufgenommen werden, die aktuell vom Senator für Finanzen überarbeitet werden.
	Teil 2 – Begrünung von unbebauten Freiflächen (§ 3)
	2.1 Nachfragen zum Anwendungsbereich von § 3 Absatz 1
	Antwort SKUMS: Die Vorschrift ist im Zusammenhang mit § 8 Absatz 1 BremLBO anzuwenden, der bereits festlegt, dass die Grundstücksflächen von Baugrundstücken, die nicht für bauliche Anlagen genutzt werden (Freiflächen), nicht in einer die Wasserdurchlä...
	Die vorgenommene Begrünung oder Bepflanzung kann zu einem späteren Zeitpunkt wieder entfernt werden, wenn die Freifläche für eine zulässige bauliche Nutzung verwendet werden soll.
	2.2 Anpassung von Bestandsflächen nach § 8 Absatz 2
	2.3 Nachfragen zum Anwendungsbereich von § 3 Absatz 2
	Antwort SKUMS: In der Vergangenheit sind Ermessensentscheidungen für Befreiungen nach § 31 Absatz 2 BauGB für die Überschreitung der Baugrenze an die Bedingung geknüpft worden, dass die Bauherrschaft sich bereit erklärt, Teile der Hauptanlage oder ver...
	„Sofern nach §§ 62 bis 64a der Bremischen Landesbauordnung verfahrenspflichtige bauliche Anlagen auf nicht überbaubaren Grundstücksflächen errichtet werden sollen, sind diese auf den betroffenen Grundstücksflächen unter Berücksichtigung der Voraussetz...
	Über einen möglichen Verzicht ist im Rahmen einer Abweichung einzelfallbezogen nach § 67 BremLBO i.V.m. § 5 des BegrünungsOG zu entscheiden.

	Im Umkehrschluss bedeutet dies, dass für sämtliche bauordnungsrechtlich verfahrensfreie bauliche Anlagen, die im Aufzählungskatalog des § 61 Absatz 1 BremLBO genannt sind, eine Begrünungsverpflichtung nicht besteht, wenn diese auf nicht überbaubarer F...
	Teil 3 – Begrünung von Flachdachflächen (§ 4)
	3.1 Verpflichtende Begrünungsanforderungen werden kritisch gesehen und versperren Fördermöglichkeiten auf freiwilliger Basis.
	Antwort SKUMS: Die Begrünungspflicht für Flachdachflächen ab 100 m² besteht schon seit Inkrafttreten des BegrünungsOG-2019 und ist daher keine „neue“ gesetzliche Anforderung. Das bestehende Förderprogramm schließt Dachflächen aus, bei denen es eine en...
	3.2 Der auf 50 m² herabgesenkte Schwellenwert sei willkürlich gewählt.
	Antwort SKUMS: Der von 100 m² auf 50 m² herabgesetzte Schwellenwert für die verpflichtende Dachbegrünung knüpft an die bestehenden Flächenbeschränkungen für verfahrensfreie Bauvorhaben im Aufzählungskatalog nach § 61 Absatz 1 BremLBO an. Regelungsziel...
	Dem oder der Bauherrin ist es natürlich freigestellt, auch verfahrensfreie Bauvorhaben auf freiwilliger Basis zu begrünen oder einzugrünen.
	3.3 Materielle Anforderungen an die Dachbegrünung
	Antwort SKUMS: Die in § 4 Absatz 1 genannten konkreten Anforderungen an die Ausgestaltung der Dachbegrünung sind kritisch hinterfragt worden.
	Im Gesetz bleibt die Grundanforderung bestehen, dass die durchwurzelbare Gesamtschichtdicke mindestens 10 Zentimeter betragen muss. Die abweichende, erleichterte Anforderung für hallenartigen Gebäuden, wonach dort geringere Schichtdecken zulässig sind...
	3.4 Anwendung des Gesetzes für real geteilte Reihenhäuser und für Reihenhäuser nach WEG
	Antwort SKUMS: WEG-Reihenhäuser werden bauordnungsrechtlich als ein Gebäude betrachtet, wenn diese in baulicher Verbindung miteinander stehen. In diesem Fall wird die gesamte Dachfläche aller Hausgrundstücke (Grundstücksbezug) zugrunde gelegt, so dass...
	Sofern bei real geteilten Reihenhäusern die Flachdachfläche je Grundstücke unterhalb des Schwellenwertes von 50 m² liegt, bleibt es bei einer freiwilligen Dachbegrünungsentscheidung durch den Eigentümer.
	3.5 Der Pflegeaufwand für begrünte Dachflächen sei erheblich und Schäden an darunterliegenden Dachflächen werden demzufolge erst sehr spät erkannt, was die Sanierungskosten erhöhe.
	Antwort SKUMS:
	Die erhöhten Aufwendungen für die Pflege sind insgesamt vertretbar. Sie stehen möglichen Einsparungen bei der Niederschlagswassergebühr gegenüber, gegebenenfalls entstehen auch energetische Vorteile beim Heizen oder Kühlen des betreffenden Gebäudes. Z...
	3.6 Nachfragen zum Bestandsschutz nach § 4 Absatz 4 Nummer 1 bei bestehenden Flachdachflächen
	3.7 Die derzeitige Wahlmöglichkeit zwischen Begrünung und Photovoltaik auf Dachflächen wird positiv bewertet. Jedoch sollte sowohl im Sinne des Klimaschutzes als auch hinsichtlich der Energiewende stärker herausgestellt werden, welche Dachnutzung mit ...
	Antwort SKUMS: Dem Verlangen wurde insoweit entsprochen, dass gemäß § 4 Absatz 4 Nummer 3 folgende Regelung aus Gründen der Rechtssicherheit ergänzt wurde:
	Im Zweifelsfall und solange die rechtliche PV-Verpflichtung noch unklar ist, könnte man entsprechend Ziffer 4 des „Bremer Standards“ der Solarnutzung der flächenmäßige Vorrang vor der Begrünung der Dachflächen gegeben werden, da die Grünfunktion auch ...

